
Die Rechte des  
Betriebsrats stärken 
betriebliche altersversorgung Beschäftigte haben ein großes  
Interesse daran, dass sie auch nach Rentenbeginn einen ange-
messenen Lebensstandard haben. Der Betriebsrat sollte sich daher  
für eine auskömmliche betriebliche Altersversorgung einsetzen.

VON C H R I ST I A N COU L I N 

Aufgrund der Entwicklung im staat-
lichen Rentenrecht wird in naher 
Zukunft die gesetzliche Rente 
nicht mehr für eine Lebensstan-

dardsicherung ausreichen. Umso mehr muss 
der Arbeitnehmer neben der gesetzlichen Ren-
te für sein Alter vorsorgen.1 Eine ausreichende 

Sicherung des Lebensstandards ist für jeden 
Arbeitnehmer von elementarem Interesse. Der 
Betriebsrat als Repräsentant der Belegschaft 
muss, legitimiert durch eine demokratische 
Wahl, die Interessen der Belegschaft wahr-
nehmen, also auch das Interesse an einer aus-
kömmlichen betrieblichen Altersvorsorge. 

1 Günter Marx, Handbuch der Entgeltumwandlung,  
1. Aufl. 2012, Rdnr. 8, 21.
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darum geht es

1. Betriebsräte können 
bei der betrieblichen 
Altersversorgung mit-
bestimmen.

2. Das sollten sie im  
Interesse der von  
ihnen vertretenen  
Beschäftigten auch tun.

3. Im Hinblick auf die 
zunehmende Bedeutung 
der zweiten Säule in der 
Altersvorsorge – nämlich 
der bAV – ist es notwen-
dig, die Beteiligungs-
rechte des Betriebsrats  
zu stärken.

Gesetzliche Grundlagen

Das Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG) räumt 
dem Betriebsrat dazu Mitbestimmungs- und 
Mitwirkungsrechte ein. Den materiellrechtli-
chen Rahmen für die betriebliche Altersvor-
sorge gibt das Gesetz zur Verbesserung der 
betrieblichen Altersversorgung (Betriebsren-
tengesetz  – BetrAVG) vor. Dem Arbeitneh-
mer eines Betriebs können aus Anlass seines 
Arbeitsverhältnisses Leistungen der Alters-, 
Invaliditäts- oder Hinterbliebenenversorgung 
zugesagt werden (Paragraf 1 Absatz 1 Satz 1 
BetrAVG). Das Gesetz sieht dafür fünf Versor-
gungsformen – auch Durchführungswege – vor 
(Paragraf 1 Absatz 2 BetrAVG).

Direktzusage …

Ein Durchführungsweg ist die Direktzusage 
(Pensionszusage). Der Arbeitgeber organisiert 
die Altersversorgung unmittelbar im Betrieb 
ohne Einschaltung eines Versorgungsträgers. 
Er selbst erbringt in der Auszahlungsphase die 
zugesagte Versorgungsleistung.  

… und vier weitere Durchführungswege

Daneben gibt es vier externe, versicherungs-
förmige Durchführungswege (mittelbare Ver-
sorgungszusagen):
 · Unterstützungskasse,
 · Direktversicherung,
 · Pensionskasse und Pensionsfonds.

Die Unterstützungskasse ist eine rechtsfähi-
ge, eigenständige Versorgungseinrichtung in 
Form einer Stiftung, einer GmbH oder eines 
eingetragenen Vereins. Sie wird mit Zuwen-
dungen des Trägers oder der Trägerunterneh-
men und den daraus erwirtschafteten Erträ-
gen finanziert. Der Arbeitnehmer hat auf die 
Leistungen der Unterstützungskasse keinen 
Rechtsanspruch. Die Pensionskasse, die Di-
rektversicherung und der Pensionsfonds sind 
externe selbstständige Vorsorgeträger. Der 
Arbeitgeber überträgt ihnen die Leistungs-
gewährung. Diese drei Durchführungswege 
unterliegen der Finanzaufsicht der Bundesan-
stalt für Finanzdienstleistungen (BaFin). Die 
Pensionskasse gewährt dem Arbeitnehmer 
Leistungen mit Rechtsanspruch. Die Direkt-
versicherung entspricht weitgehend einer nor-
malen Lebens- oder Rentenversicherung. Ver-

sicherungsnehmer ist der Arbeitgeber, er zahlt 
die Versicherungsbeiträge. Der Pensionsfonds 
ist ein rechtlich selbstständiger Versorgungs-
träger, der dem Versorgungsberechtigten ei-
nen Rechtsanspruch auf die Versorgungsleis-
tung einräumt. Er wird mit Beitragszahlungen 
des Arbeitgebers finanziert.2 Je nach Durch-
führungsweg und seiner Finanzierungsform 
sind die Beteiligungsrechte des Betriebsrats 
zu prüfen. Entsprechend dem Gesetzesauf-
bau sollen nachfolgend die Befugnisse des 
Betriebsrats im Zusammenhang mit einer be-
trieblichen Altersversorgung (bAV) dargestellt 
werden.

Zusammenarbeit mit den  
Gewerkschaften

Paragraf 2 BetrVG bestimmt als Generalklau-
sel, dass der Betriebsrat seine Aufgaben im Zu-
sammenwirken mit den im Betrieb vertretenen 
Gewerkschaften erfüllt.3 Stellt der Betriebsrat 
fest, dass er zur Erfüllung seiner Aufgaben ge-
werkschaftlicher Unterstützung bedarf, muss 
er die Gewerkschaften für diese Unterstützung 
heranziehen.4 Das gilt auch dann, wenn zum 
Wohl der Arbeitnehmer im Betrieb eine bAV 
eingeführt oder umgestaltet werden soll.5 

Schulung und Bildung von  
Betriebsratsmitgliedern

Wenn sich der Betriebsrat mit dem Thema bAV 
zu befassen hat, sollte er dafür sorgen, dass sei-
ne Mitglieder die erforderlichen Kenntnisse 
besitzen. Nur dann kann er auch in diesem 
Bereich die Interessen der Arbeitnehmer im 
Betrieb wahrnehmen.6 Dafür gelten die vom 
Bundesarbeitsgericht (BAG) zu Paragraf 37 
Absatz 6 BetrVG entwickelten Rechtsgrund-
sätze. Eine Schulung im Betriebsrentenrecht 
muss Kenntnisse vermitteln, wenn diese unter 
Berücksichtigung der konkreten Verhältnisse 
im Betrieb und im Betriebsrat notwendig sind, 
damit der Betriebsrat seine aktuellen oder in 
naher Zukunft anstehenden Aufgaben sach- 
und fachgerecht erfüllen kann.7,8

Betriebsversammlung und bAV

Einführung und Änderung einer bAV im Be-
trieb ist eine Frage, die die Arbeitnehmer des 
Betriebs unmittelbar betri�t. Die bAV ist dem-
nach im Sinne des Paragrafen 45 BetrVG ein 

2 Vgl. Marx, Handbuch, Rdnr. 968 ff.
3 Fitting, BetrVG, 27. Aufl. 2014, § 2 Rdnr. 32.
4 Fitting, § 2 Rdnr. 53.
5 Marx, Handbuch, Rdnr. 1610–1615.
6 Fitting, § 37 Rdnr. 137.
7 Fitting, § 37 Rdnr. 141.
8 Fitting, § 37 Rdnr. 149 unter Verweis auf LAG Düsseldorf  

LAGE § 37 BetrVG 1972 Nr. 28.
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zulässiges Thema für eine Betriebsversamm-
lung. So muss beispielsweise der Betriebsrat 
die Belegschaft über Tarifverhandlungen un-
terrichten, deren Gegenstand ein für die bAV 
des Betriebes maßgeblicher Tarifvertrag ist.

Zuständigkeit des Einzel-,  
Gesamt- und Konzernbetriebsrats

Die Zuständigkeit des jeweiligen Betriebsrats 
bestimmt sich nach dem Wirkungsbereich der 
zu tre�enden Vereinbarung.9

Nach ständiger Rechtsprechung des BAG 
ist der Betriebsrat nicht (mehr) zuständig für 
Betriebsrentner und für Arbeitnehmer, die mit 
einer unverfallbaren Anwartschaft ausgeschie-
den sind.10 Das gilt aber dann nicht, wenn die 
Regelung der bAV (in einem Arbeitsvertrag, 
einer Versorgungsordnung oder einer Be-
triebsvereinbarung) eine Jeweiligkeitsklausel 
enthält, wonach die jeweils geltenden Versor-
gungsbedingungen auch für Betriebsrentner 
und ausgeschiedene Arbeitnehmer gelten.11

Beratungs- und Verhandlungsrecht

Gegenstand von Monatsgesprächen nach Pa-
ragraf 74 Absatz 1 BetrVG kann auch die bAV 
in jeder Finanzierungsform sein – beispielswei-
se dann, wenn der Betriebsrat die Einführung 
einer bAV nach Paragraf 80 Absatz 1 Nummer 
2 BetrVG beantragt.12

Grundsätze von Recht und Billigkeit

Zu diesen Grundsätzen zählt auch der allge-
meine arbeitsrechtliche Gleichheitsgrundsatz. 
Dieser ist nur dann nicht anwendbar, wenn 
eine Leistung individuell vereinbart ist.13 Eine 
kollektive bAV muss jedoch diesen Grundsatz 
beachten.14 Einzelne Arbeitnehmer können 
von einer bAV nur ausgenommen werden, 
wenn die Kriterien dafür nach sachgerechten 
und objektiven Merkmalen bestimmt und ab-
gestuft sind.15 Zulässig sind nach Paragraf 10 
Satz 3 Nummer 4 Allgemeines Gleichbehand-
lungsgesetz (AGG) Altersgrenzen in der bAV. 
Sie stellen regelmäßig keine Benachteiligung 
des Alters dar.16 Altersgrenzen müssen aber so 
bestimmt sein, dass sie nicht zu einer Diskrimi-
nierung aus anderen Gründen führen. Das ist 
beispielsweise dann der Fall, wenn eine bAV 

für Männer und Frauen unterschiedliche Al-
tersgrenzen festlegt, ab denen ungeschmälerte 
Versorgungsansprüche entstehen.17 Wegen Pa-
ragraf 10 Satz 3 Nummer 5 AGG sind Verein-
barungen in Arbeitsverträgen, Betriebsverein-
barungen und Tarifverträgen nach Au�assung 
des BAG zulässig, wenn das Arbeitsverhältnis 
ohne Kündigung endet, zu dem der Arbeitneh-
mer eine Altersrente beantragen kann. Begrün-
det wird dies mit dem Interesse des Arbeitge-
bers an einer ausgewogenen Altersstruktur 
und einer geordneten Personalplanung.18

Betriebsvereinbarungen

Eine bAV kann Gegenstand einer Betriebsver-
einbarung sein.19 Für ihr Zustandekommen, 
ihre Form, Geltung und Auslegung gelten kei-
ne Besonderheiten. Es gilt auch hier der Tarif-
vorrang des Paragrafen 77 Absatz 3 BetrVG. 
Diese Sperre greift beispielsweise dann, wenn 
für den Betrieb ein Versorgungstarifvertrag 
gilt (Entgeltumwandlung). Zulässig ist eine 
Betriebsvereinbarung, die über eine tariflich 
begründete bAV hinausgeht.20 Mit dem Ab-
schluss einer Betriebsvereinbarung kann nicht 
in bestehende günstigere individualrechtliche 
Ansprüche eingegri�en werden.21 Wenn eine 

Betriebsvereinbarung gekündigt wird (Para-
graf 77 Absatz 5 BetrVG), enden ihre Wirkun-
gen mit Ablauf der Kündigungsfrist. Das gilt 
jedoch nicht für eine Betriebsvereinbarung 
über eine bAV. Die Wirkung der Kündigung 
einer solchen Betriebsvereinbarung ist nach 
den Grundsätzen des Vertrauensschutzes und 
der Verhältnismäßigkeit begrenzt. Die Kündi-

9 Däubler / Kittner / Klebe / Wedde [künftig DKKW]-Trittin, 
BetrVG, 14. Aufl. 2013, § 50 Rdnr. 115–119; Marx, Handbuch, 
Rn. 1789–1791.

10 BAG v. 25.10.1988 – 3 AZR 483/86, DB 1989, 1195; Langohr-Plato, 
Betriebliche Altersversorgung, 6. Aufl. 2013, Rdnr. 1672.

11 Dazu im Einzelnen Marx, Handbuch, Rdnr. 1794, 1795, 1799–1803.
12 Marx, Handbuch, Rdnr. 1589.
13 Fitting, § 75 Rdnr. 30.
14 Fitting, § 75 Rdnr. 35 m.w.N.
15 Fitting, § 37 Rdnr. 35a, 36 mit Verweis auf die Rechtsprechung 

des BAG.

16 Im Einzelnen Fitting, § 75 Rdnr. 90 m.w.N. zur jüngeren Recht-
sprechung des BAG.

17 Fitting, § 75 Rdnr. 92.
18 Im einzelnen Fitting, § 75 Rdnr. 93. Für andere Fitting, § 80 Rdnr. 

6–10; DKKW-Buschmann, § 80 Rdnr. 7
19 Kemper / Kister-Kölkes / Berenz / Huber, BetrAVG, 5. Aufl. 2013, 

§ 1 Rdnr. 141.
20 Kemper u.a., § 1 Rdnr. 147.
21 Langohr-Plato, Rdnr. 230.

»Die Beteiligungs-
rechte des Betriebs-

rats im Hinblick  
auf die bAV müssen  
gestärkt werden.«

C H R I ST I A N COU L I N
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gung führt nicht zu einem völligen Wegfall der 
Betriebsvereinbarung. Sie bleibt als kollektiv-
rechtliche Grundlage von Versorgungsansprü-
chen und -anwartschaften erhalten, sie wirkt 
weiterhin zwingend und unmittelbar und es 
greift auch das Verzichts- und Verwirkungs-
verbot des Paragrafen 77 Absatz 4 BetrVG.22 
Diese Grundsätze gelten auch, wenn eine 
Betriebsvereinbarung durch eine verschlech-
ternde Betriebsvereinbarung abgelöst wer-
den soll. Für diesen Fall hat der für die bAV 
zuständige 3. Senat des BAG ein dreistufiges 
Prüfungsschema entwickelt. Danach können 
bereits erdiente Teilbeträge nur aus zwingen-
den Gründen ganz oder teilweise entzogen 
werden. Eingri�e in erdiente Dynamiken sind 
nur aus triftigem Grund zulässig. Eingri�e in 
künftige, noch nicht erdiente Zuwächse sind 
aus sachlich-proportionalen Gründen zulässig. 
Sie dürfen aber nicht willkürlich erfolgen.23

Überwachungsp�icht des Betriebsrats

Die Überwachungsaufgabe des Betriebsrats 
erstreckt sich auf alle Rechtsvorschriften, die 
sich zugunsten der Arbeitnehmer des Betriebs 
auswirken können.24 Dazu zählt  – ausweis-
lich seines Inhalts und seines Namens in der 
Langfassung – das BetrAVG, auch wenn es in 
Kommentaren zum BetrVG nicht ausdrück-
lich gelistet ist.25 Die Einhaltung von Tarifver-

trägen und Betriebsvereinbarungen über eine 
bAV muss der Betriebsrat überwachen, weil sie 
zugunsten der Arbeitnehmer geltende Bestim-
mungen enthalten.

Antragsrecht des Betriebsrats

Der Betriebsrat hat in sozialen Angelegen-
heiten nach Paragraf 80 Absatz 1 Nummer 2 
BetrVG ein Antragsrecht. Es ist nicht an ein 
Mitbestimmungs- oder Mitwirkungsrecht ge-
bunden.26 Gegenstand eines solchen Antrags 
kann auch eine bAV sein. So fällt eine rein ar-
beitgeberfinanzierte bAV nicht unter Paragraf 
87 Absatz 1 Nummern 8 und 10 BetrVG, weil 
sie eine freiwillige soziale Leistung ist. Eine 
solche Leistung kann jedoch in einer freiwilli-
gen Betriebsvereinbarung geregelt werden. Sie 
anzustreben ermöglicht das Antragsrecht nach 
Paragraf 80 Absatz 1 Nummer 2 BetrVG.27

Informations- und Unterrichtungsrecht

Diese Rechte gelten auch bezüglich einer bAV. 
Will der Arbeitgeber eine bAV einführen, muss 
er den Betriebsrat über die Auswirkungen auf 
die Arbeitnehmer unterrichten und ihm die er-
forderlichen Unterlagen zur Verfügung stellen. 
Zu diesen Unterlagen gehören einschlägige 
Berechnungen und Gutachten.28 Der Betriebs-
rat muss die Vor- und Nachteile des Vorschlags 

22 Fitting, § 77 Rdnr. 149.
23 Im Einzelnen Fitting, § 77 Rdnr. 195; Kemper u.a., § 1 Rdnr. 280.
24 Fitting, § 80 Rdnr. 6.

25 Für andere Fitting, § 80 Rdnr. 6–10; DKKW-Buschmann,  
§ 80 Rdnr. 7.

26 DKKW-Buschmann, § 80 Rdnr. 34.
27 Marx, Handbuch, Rdn. 1579.
28 Marx, Handbuch, Rdnr. 1583 mit Verweis auf BAG 12.6.1975 –  

3 AZR 13/74, AP § 87 BetrVG 1972 Altersversorgung Nr. 1.

Will der Arbeitgeber  
eine bAV einrichten, 
muss er den Betriebsrat 
über die Auswirkungen 
auf die Arbeitnehmer 
unterrichten.
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insgesamt prüfen und abwägen können. Diese 
Grundsätze gelten auch, wenn der Arbeitgeber 
Entgeltumwandlung einführen oder ändern 
möchte.29

Sachverständige

Wegen der Komplexität der Materie bAV sollte 
der Betriebsrat regelmäßig prüfen, ob er sach-
verständigen Rat einholen muss.30 Was die Per-
son eines Sachverständigen und die Erforder-
lichkeit seiner Heranziehung angeht, gelten im 
Übrigen die vom BAG zu Paragraf 80 Absatz 3 
BetrVG entwickelten Grundsätze.31

Sozialeinrichtungen und  
betriebliche Lohngestaltung

Soweit eine gesetzliche oder tarifliche Rege-
lung besteht, entfällt die Mitbestimmung des 
Betriebsrats. Das gilt auch im Bereich der 
bAV. Soweit das BetrAVG einseitig zwingende 
Schutzbestimmungen für die Arbeitnehmer 
enthält, besteht für den Betriebsrat kein Mitbe-
stimmungsrecht. Das gilt beispielsweise für die 
Unverfallbarkeitsregelungen dem Grunde und 
der Höhe nach und für die Insolvenzsicherung. 
Die Anpassungsvorschrift des Paragrafen 16 
BetrAVG löst keine Sperre aus, weil grundsätz-
lich Leistungsempfänger nicht vom Betriebsrat 
vertreten werden können.32 Günstigere Regelun-
gen als in einem Tarifvertrag oder in einer Be-
triebsvereinbarung sind wie sonst auch zulässig.

Zu unterscheiden ist weiterhin, ob die bAV 
arbeitgeberfinanziert ist oder ob es sich um 
eine arbeitnehmerfinanzierte bAV (Entgeltum-
wandlung) handelt. Im letzteren Fall ist weiter 
zu unterscheiden, ob die Entgeltumwandlung 
im Rahmen des Paragrafen 1 BetrAVG oder 
außerhalb dieser Norm vorliegt.33 Bei einer 
Entgelt umwandlung nach Paragraf 1 BetrAVG 
greift die Sperre nach Paragraf 87 Absatz 1 
Einleitungssatz.34

Mitbestimmen nach Paragraf 87  
Absatz 1 Nummer 8 BetrVG

Sozialeinrichtungen im Sinne der Nummer 8 
sind die Durchführungswege Pensionskasse, 
Pensionsfonds und Unterstützungskasse.35 Aus-
gestaltung meint im Bereich der bAV die Aus-
gestaltung des Leistungsplans. Dieser bestimmt, 
welche Personen welche Leistungen erhalten. Er 
regelt auch die Höhe der Leistungen, die Leis-

gut zu wissen

Mitbestimmungsfrei  
sind nach der ständigen 
Rechtsprechung des BAG

 · Einführung und Abscha�ung einer  
bAV, soweit nicht individualrechtliche 
Besitzstände tangiert sind

 · die Grundentscheidung über Einführung 
und Abscha�ung einer bAV. Der Betriebs-
rat ist jedoch zu beteiligen, wenn es um 
mitbestimmungsp�ichtige Einzelheiten 
geht wie zum Beispiel den Leistungs-
plan oder um eine Herabsetzung des 
Dotierungs rahmens für Neuzugänge

 · die Wahl des Durchführungsweges 
und des Versorgungsträgers sowie ein 
Wechsel des Durchführungsweges. Der 
Betriebsrat bestimmt aber bei einem 
Wechsel mit, wenn dieser mit einer Ände-
rung des Leistungsplans verbunden ist

 · die Auswahl des Begünstigtenkreises
 · die gesamte Höhe der Mittel (Dotierungs-

rahmen), die der Arbeitgeber für eine  
bAV zur Verfügung stellen will. Mit-
bestimmungsp�ichtig ist jedoch die 
Leistungs plangestaltung auf der Grund-
lage des reduzierten Dotierungsrahmens

 · Mitbestimmungsfrei sind Eingri�e  
nach der Dreistufentheorie wenn dabei  
nur die erste Besitzstandsstufe erhalten 
bleiben kann

29 Marx, Handbuch, Rdnr. 1584.
30 Marx, Handbuch, Rdnr. 1586.
31 Dazu Fitting, § 80 Rdnr. 86–91; DKKW-Buschmann,  

§ 80 Rdnr. 152 ff.
32 Kemper u.a., § 1 Rdnr. 382, 385.
33 Kemper u.a., § 1 a Rdnr. 64, § 1 Rdnr. 426–430.
34 Kemper u.a., § 1 a Rdnr. 65, § 1 Rdnr. 431–441.
35 Dazu im Einzelnen Kemper u.a., § 1 Rdnr. 397–400.

Wird das Mitbestim-
mungsrecht des  
Betriebsrats verletzt, 
kann er klagen. 
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tungsarten und die Leistungsvoraussetzungen. 
Sind diese Durchführungswege überbetrieblich 
organisiert, kann der Betriebsrat nur mittelbar 
mitbestimmen. Mitbestimmungspflichtig ist 
dann das Abstimmungsverhalten des Arbeit-
gebers in der überbetrieblichen Sozialeinrich-
tung.36 Hier ist es die Aufgabe des Betriebsrats, 
für Leistungsgerechtigkeit zu sorgen.37

Mitbestimmen nach Paragraf 87  
Absatz 1 Nummer 10 BetrVG

Leistungen der bAV sind zusätzliches Entgelt 
für die vom Arbeitnehmer bereits erbrachte Be-
triebstreue. Demzufolge ist der Betriebsrat bei 
Direktzusagen und bei Direktversicherungen 
nach Paragraf 87 Absatz 1 Nummer 10 BetrVG 
zu beteiligen.38 Eine Mitbestimmung nach Num-
mer 10 setzt wie sonst einen kollektiven Bezug 
voraus und der betriebsverfassungsrechtliche 
Gleichheitsgrundsatz ist zu beachten.39 Mitbe-
stimmungsfrei sind der Dotierungsrahmen, der 
Durchführungsweg und der begünstigte Perso-
nenkreis.40 Mitbestimmungspflichtig sind alle 
übrigen Entscheidungen, so die Voraussetzun-
gen für das Entstehen und Erlöschen von An-
sprüchen, der Leistungsplan, der Wechsel der 
Durchführungsform und der Versicherungsge-
sellschaft innerhalb eines Durchführungswegs.41

Verletzung von Mitbestimmungsrechten

Wird das Mitbestimmungsrecht des Betriebs-
rats verletzt, hat er auch im Bereich der bAV 
einen Anspruch auf Unterlassung, auf Rück-
gängigmachung – und er kann auf die Einhal-
tung der Betriebsvereinbarung klagen.42 Indivi-
dualrechtliche Folge einer Verletzung ist, dass 
Versorgungsanwartschaften der betro�enen 
Arbeitnehmer in dem Umfang wie vor der Ver-
letzung des Mitbestimmungsrechts bestehen 
bleiben. Eine Verletzung führt jedoch nicht zu 
einem Anspruch, der zuvor nicht bestanden 
hat.43 Eine Maßnahme unter Verletzung des 
Mitbestimmungsrechts ist gegenüber Betriebs-
rentnern und ausgeschiedenen Anwärtern 
nach Paragraf 139 Bürgerliches Gesetzbuch 
(BGB) unwirksam.44

Freiwillige Betriebsvereinbarungen

Soweit eine bAV rein arbeitgeberfinanziert ist, 
ist sie eine freiwillige Leistung. Sie kann auf 
der Grundlage des Paragrafen 88 BetrVG in 

einer Betriebsvereinbarung geregelt werden.45 
Die Sperre des Paragrafen 77 Absatz 3 Satz 1 
BetrVG ist zu beachten.46

Erzwingbarer Sozialplan bei Personalabbau

In einem Sozialplan kann eine Aufhebung von 
Versorgungsanwartschaften nicht vereinbart 
werden.47 Nach Au�assung des BAG kann 
aber vereinbart werden, dass Anwartschaften 
in Zukunft nicht mehr ansteigen oder dass ver-
fallbare Anwartschaften verloren gehen.48

Rechte des Betriebsrats stärken

Im Hinblick auf die zunehmende Bedeutung 
der zweiten Säule in der Altersvorsorge – näm-
lich der bAV  – ist es unabdingbar, die Betei-
ligungsrechte des Betriebsrats zu stärken. So 
verweist der DGB in seiner Stellungnahme 
vom Frühjahr 2015 an das Bundesarbeitsminis-
terium zur geplanten Änderung des BetrAVG 
zurecht darauf, dass die Mitbestimmung des 
Betriebsrats bei der Festlegung des Durchfüh-
rungsweges und der Auswahl des Anbieters 
gesetzlich geregelt werden muss. Ähnlich wie 
im Falle einer Betriebsänderung (Paragraf 111 
Satz 2 Hs. 1 BetrVG) müsse es dem Betriebsrat 
ermöglicht werden, unberührt von Paragraf 80 
Absatz 3 BetrVG einen Berater zu bAV-Angele-
genheiten hinzuziehen zu können. v

Christian Coulin,  
Rechtsanwalt in Bürogemeinschaft 
mit u.di Stuttgart.

36 Kemper u.a., § 1 Rdnr. 401 m.N. zur BAG-Rechtsprechung.
37 Kemper u.a., § 1 Rdnr. 396.
38 DKKW-Klebe, § 87 Rdnr. 324.
39 Fitting, § 87 Rdnr. 462.
40 Zum Ganzen Fitting, § 87 Rdnr. 456–459.
41 Fitting, § 87 Rdnr. 460, 461.
42 Fitting, § 87 Rdnr. 596–598; Kemper u.a., § 1 Rdnr. 422.

43 Kemper u.a., § 1 Rdnr. 422.
44 Kemper u.a., § 1 Rdnr. 423.
45 Fitting, § 88 Rdnr. 3 und Kemper, § 1 Rdnr. 379 je m.w.N.
46 Fitting, § 88 Rdnr. 9.
47 Fitting, §§ 112, 112a Rdnr. 124 m.w.N.
48 Vgl. DKKW-Däubler, §§ 112, 112a Rdnr. 128.

eckpunkte

Eckpunkte einer  
frei willigen Betriebs-
vereinbarung

 · die Auswahl des begünstigten  
Personenkreises

 · die Wahl des Durchführungswegs
 · die Festsetzung des Dotierungsrahmens. 

Seine Verteilung unterliegt der Mit-
bestimmung nach Paragraf 87 Absatz 1 
Nummer 8 oder Nummer 10 BetrVG 
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graf 2a BetrAVG-E), zur Abfindbarkeit von 
Anwartschaften bei grenzüberschreitenden 
Tatbeständen (Paragraf 3 Absatz 2 Satz 3 
BetrAVG-E) sowie zu den Auskunftsrechten 
(Paragraf 4a BetrAVG-E) darf also auch durch 
Tarifvertrag nicht zum Nachteil des Arbeit-
nehmers abgewichen werden.

Verbesserungen für Arbeitnehmer –  
erhöhte Belastungen für Arbeitgeber

Die Umsetzung der Richtlinie führt zu einer 
Reihe von Anpassungen des BetrAVG, die die 
Rechtsstellung der Versorgungsberechtigten 
tendenziell verbessern, für den Arbeitgeber hin-
gegen erhöhte Belastungen mit sich bringen. 

Die für die Praxis wichtigste Änderung 
dürften die reduzierten Anforderungen an die 
gesetzliche Unverfallbarkeit für Anwartschaf-
ten vorzeitig ausscheidender Arbeitnehmer im 
Bereich arbeitgeberfinanzierter Zusagen sein. 
Die zweite markante Neuerung ist die Pflicht 
zur Dynamisierung gesetzlich unverfallbarer 
Anwartschaften. Allerdings wird sie in der Pra-
xis nur bei einigen Zusagegestaltungen Ände-
rungsbedarf erzeugen.

Die Neufassung der Auskunftsrechte 
schließlich wird zu Änderungen von einigem 
Gewicht bei den Arbeitgebern führen.

Handlungsempfehlung

Vor diesem Hintergrund ist Arbeitnehmern 
und Arbeitgebern zu empfehlen, sich mit den 
(geplanten) Änderungen gründlich ausein-
anderzusetzen und frühzeitig zu prüfen, ob 
und inwieweit Anpassungen der bestehenden 
und/oder künftig zu erteilenden Versorgungs-
zusagen sowie der bAV-Verwaltungsprozesse 
erforderlich sind. Das Inkrafttreten des Geset-
zes zum 1. Januar 2018 sollte ihnen dafür ge-
nug Zeit geben. Im Übrigen bleibt zu ho�en, 
dass der Gesetzgeber die noch bestehenden  
Unklarheiten des Entwurfs rechtzeitig besei-
tigen wird. v

Prof. Dr. Mathias Ulbrich  
lehrt Wirtschaftsprivatrecht  
und Arbeitsrecht an der  
FH Schmalkalden. 
 

Er ist Of Counsel für bAV bei Bach Langheid  
Dallmayr Rechtsanwälte Partnerschafts-
gesellschaft mbB.
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